
 

 
 
 

Unser Zitat des Monats: 
 
„Wenn jemand versucht sie unter Druck zu setzen, treten sie ihm schwung-
voll in den Allerwertesten, und ich werde den Schaden bezahlen.“ So hat im 
Jahr 1909 die Probleme des Alltags noch Carl Laemmle, der Mann aus 
Deutschland, der Hollywood erfand, geregelt. Leider geht das heute nicht 
mehr so einfach. Diesen Job müssen manchmal Rechtsanwälte erledigen. 
Genau diejenigen, die Ihnen auch noch einen schönen Advent und ruhige 
und besinnliche Weihnachten wünschen... 
 

 
Aktuelles aus unserer Kanzlei: 
 
Auch uns hat der Fachkräftemangel im Griff. Wir erweitern unser An-
waltsteam und sind derzeit auf der Suche nach geeigneten Kolleginnen oder 
Kollegen. Wir beschäftigen fünf angestellte Rechtsanwälte, die von den 
Gründungspartnern Herrn Dr. Ulbrich und Herrn Kaminski, LL.M. betreut 
werden. Um eine einheitliche Rechtsberatung zu gewährleiten, ist für uns 
eine sorgfältige und umfangreiche Einarbeitung unabdingbar. Mit diesem 
Konzept ist uns in den letzten 10 Jahren eine echte Erfolgsgeschichte gelun-
gen, auf die wir sehr stolz sind!  
 
 

 
 
Arbeitsrecht: 
 
Aufpassen bei dem Abschluss von Vergleichen vor dem Arbeitsgericht. Eine 
Freistellung in einem gerichtlichen Vergleich erfüllt den Anspruch des 
Arbeitnehmers auf Freizeitausgleich zum Abbau des Arbeitszeitkontos nur 
dann, wenn in dem Vergleich hinreichend deutlich zum Ausdruck kommt, 
dass mit der Freistellung auch ein Positivsaldo auf dem Arbeitszeitkonto 
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ausgeglichen werden soll. Dem genügt die Klausel, der Arbeitnehmer werde 
unwiderruflich von der Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleistung freigestellt, 
nicht. Auf diese Besonderheit, die sicherlich kein einziger Arbeitsrechtsan-
walt in Deutschland bislang bedacht hat, hat nunmehr das Bundesarbeitsge-
richt mit Urteil vom 20.11.2019 (5 AZR 578/18) hingewiesen. 
 
Die Klägerin war bei der Beklagten als Sekretärin beschäftigt. Nachdem die 
Beklagte das Arbeitsverhältnis fristlos gekündigt hatte, schlossen die Partei-
en im Kündigungsschutzprozess einen gerichtlichen Vergleich, wonach das 
Arbeitsverhältnis durch ordentliche Arbeitgeberkündigung mit Ablauf des 31. 
Januar 2017 endete. Bis dahin stellte die Beklagte die Klägerin unwiderruf-
lich von der Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleistung unter Fortzahlung der 
vereinbarten Vergütung frei. In diesem Zeitraum sollte auch der Resturlaub 
eingebracht sein. Eine allgemeine Abgeltungs- bzw. Ausgleichsklausel ent-
hält der Vergleich nicht. 
 
Endet das Arbeitsverhältnis und können Gutstunden auf dem Arbeitszeitkon-
to nicht mehr durch Freizeit ausgeglichen werden, sind sie vom Arbeitgeber 
in Geld abzugelten. Die Freistellung des Arbeitnehmers von der Arbeitspflicht 
in einem gerichtlichen Vergleich ist nur dann geeignet, den Anspruch auf 
Freizeitausgleich zum Abbau von Gutstunden auf dem Arbeitszeitkonto zu 
erfüllen, wenn der Arbeitnehmer erkennen kann, dass der Arbeitgeber ihn 
zur Erfüllung des Anspruchs auf Freizeitausgleich von der Arbeitspflicht frei-
stellen will. Daran fehlte es vorliegend. In dem gerichtlichen Vergleich ist 
weder ausdrücklich noch konkludent hinreichend deutlich festgehalten, dass 
die Freistellung auch dem Abbau des Arbeitszeitkontos dienen bzw. mit ihr 
der Freizeitausgleichsanspruch aus dem Arbeitszeitkonto erfüllt sein soll.  
 
 
      

 
 
Sozialrecht: 
 
Der Maßstab bei der Beurteilung der Pflegeleistungen ist nicht, jeden Unfall 
durch weitergreifende Sicherungsmaßnahmen zu vermeiden. So hat sich 
das Oberlandesgericht Karlsruhe in einem Urteil vom 18.09.2019 (7 U 21/18) 
geäußert.  
 
Ein allumfassender Schutz kann im Spannungsfeld zwischen Freiheitsrecht 
einerseits und dem Recht auf körperliche Unversehrtheit andererseits nicht 
gewährt werden. Dabei sind vorliegend nicht die gleichen Maßstäbe anzule-
gen wie bei einem Krankenhausaufenthalt. Speziell das Maß der Beaufsich-
tigung beim Toilettengang ist immer vom konkreten Hilfebedürfnis des Pati-
enten abhängig. Für eine lückenlose Beaufsichtigung beim Toilettengang 
muss ein konkreter Grund bestanden haben. Dies ist nur anzunehmen, wenn 
in den letzten Wochen vor dem Unfall der Gesundheitszustand der Versi-
cherten Veranlassung gegeben hätte anzunehmen, dass sie sich in sitzender 
Position nicht mehr alleine halten könnte oder sie unvermittelt aufzustehen 
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versuchen würde, ohne alleine stehen zu können. Letztendlich ist bei der 
Prüfung der Pflichtwidrigkeit der Gefahr entgegenzuwirken, dass die Alten- 
und Pflegeeinrichtungen aus Haftungsgründen gezwungen wären, den Um-
gang mit alten und gebrechlichen Menschen aus Sicherheitsgründen äußerst 
restriktiv zu gestalten, was letztlich auf Kosten eines menschenwürdigen 
Daseins und Alltagslebens dieser Menschen geschehen müsste. 
 
 

 
 
 
Pflegerecht: 
 
Das Verwaltungsgericht Würzburg hat am 17.12.2018 (W 3 S 18.1547) einen 
Beschluss über eine Heimschließung einer Heimaufsicht nach dem Artikel 
3, Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 15 BayPfleWoqG erlassen. Die Richter 
haben folgende Kernaussage getroffen: 
 
Aus einer mangelnden Sicherstellung der in Artikel 3 Absatz 2 und Absatz 3 
PfleWoqG enthaltenen Anordnungen kann in Verbindung mit einer gewissen 
Dauerhaftigkeit auf die Unzuverlässigkeit des Trägers im Sinne des Art. 3 
Absatz 1 Satz 2 PfleWoqG geschlossen werden. 
 
Bei der Abwägung der Vollzugs- und der Aussetzungsinteressen ist im Rah-
men von § 80 Absatz 5 VwGO von der gesetzlichen Wertung in Artikel 15 
Absatz 4 Satz 1 PfleWoqG auszugehen, der einen effektiven Schutz der Be-
wohner von Einrichtungen, die dem Zwecke dienen, ältere Menschen, pfle-
gebedürftige Volljährige oder volljährige Behinderte oder von Behinderung 
bedrohte Menschen aufzunehmen, garantieren soll. Das Gesetz bewertet 
das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung einer Untersagungs-
verfügung nach Artikel 15 Absatz 1 und 2 PfleWoqG demnach regelmäßig 
höher als das Interesse des Trägers der Einrichtung an der aufschiebenden 
Wirkung seines Rechtsbehelfes und dem damit verbundenen effektiven 
Rechtsschutz.  
 
 
 

 
 
 
Über uns: 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ist eine der führenden wirt-
schaftsberatenden Rechtsanwalts- und Notarkanzleien für Pflegeunterneh-
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men. Der Schwerpunkt unserer Beratung ist die Pflegewirtschaft. Für Dr. 
Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar arbeiten derzeit 7 Rechtsanwälte 
als Berufsträger und ein Notar. Wir beschäftigen Fachanwälte in den Berei-
chen Arbeitsrecht, Handels- und Gesellschaftsrecht und Verwaltungsrecht.  
 
Wir beraten Unternehmen, Körperschaften und Verbände in allen Fragen 
des Wirtschafts-, Arbeits- und Pflegerechts bundesweit. 
 
Ferner gehören Unternehmensverkäufe und Umstrukturierungen zu unseren 
Stärken. Zudem bieten wir unsere Beratung „rund um die Pflegeimmobilie“ 
an. Wir verstehen uns als Berater von Unternehmen und haben über die 
grundständige Rechtsberatung hinaus stets die optimale wirtschaftliche Lö-
sung für unsere Mandanten im Blick. Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I 
Notar arbeitet mit Steuer-, Unternehmensberatern und Notaren zusammen. 
So werden wir den Erfordernissen von komplexen Mandaten gerecht. 
 
Bochum ist unser Standort. Hier besteht eine gute verkehrstechnische 
Anbindung zu den Mandanten. Außerdem befindet sich Bochum „in der Mitte 
der Metropole Ruhr“, dem führenden und aufregendsten Wirtschaftsstandort 
Deutschlands. 
 
Neben der Rechts- und Unternehmensberatung bieten wir regelmäßig Semi-
narveranstaltungen für Unternehmen und Fachverbände zu ausgewählten 
Themen an. 
 
 
Rückfragen? Beantworten wir gerne persönlich. 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar 
Grabenstr. 12 
Kortumhaus 
44787 Bochum 
Telefon +49 (0)234 579 521-0 
Telefax +49 (0)234 579 521-21 
E-Mail: kontakt@ulbrich-kaminski.de 
www.ulbrich-kaminski.de 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte  
Partnerschaftsgesellschaft mbB 
Sitz Bochum 
Amtsgericht Essen PR 4363 
 
Vertretungsberechtigte Partner sind RAuN Dr. Stefan Ulbrich, M.A. und RA 
Ralf Kaminski, LL.M.  
 
 
Datenschutz: 
 
Da am 25.05.2018 die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Kraft ge-
treten ist, möchten wir unsere bisherigen Leser unseres Newsletters auf die 
folgende Datenschutzerklärung hinweisen. Mit dieser möchten wir Sie über 
die Art, den Umfang und den Zweck der Erhebung und Verwendung perso-
nenbezogener Daten durch den Websitebetreiber www.ulbrich-kaminski.de 
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informieren. Gemäß § 7 Absatz 3 UWG werden wir Ihre Mailadresse für den 
Versand des Newsletters auch weiterhin ohne Ihre ausdrückliche Einwilli-
gung verwenden. Für alle neuen Leser unseres Newsletters ab dem 
25.05.2018 holen wir eine gesonderte schrftliche Einwilligung ein.  
 
Der Websitebetreiber nimmt Ihren Datenschutz sehr ernst und behandelt 
Ihre personenbezogenen Daten vertraulich und entsprechend den gesetzli-
chen Vorschriften. Bedenken Sie, dass die Datenübertragung im Internet 
grundsätzlich mit Sicherheitslücken bedacht sein kann. Ein vollumfänglicher 
Schutz vor dem Zugriff durch Fremde ist nicht realisierbar.  
 
Der Websitebetreiber bzw. Seitenprovider erhebt Daten bei der Anmeldung 
zum Newsletter. Die erhobenen Daten werden ausschließlich zur Versen-
dung des Newsletters verwendet und nicht an Dritte übermittelt. Erhoben 
werden: 
 
• Name, Vorname 
• E-Mail-Adresse 

 
Der Websitebetreiber erhebt, nutzt und gibt Ihre personenbezogenen Daten 
nur dann weiter, wenn dies im gesetzlichen Rahmen erlaubt ist oder Sie in 
die Datenerhebung einwilligen. Als personenbezogene Daten gelten sämtli-
che Informationen, welche dazu dienen, Ihre Person zu bestimmen und wel-
che zu Ihnen zurückverfolgt werden können – also beispielsweise Ihr Name, 
Ihre E-Mail-Adresse und Telefonnummer. 
 
Nehmen Sie mit dem Websitebetreiber durch die angebotenen Kontaktmög-
lichkeiten Verbindung auf, werden Ihre Angaben gespeichert, damit auf diese 
zur Bearbeitung und Beantwortung Ihrer Anfrage zurückgegriffen werden 
kann. Ohne Ihre Einwilligung werden diese Daten nicht an Dritte weitergege-
ben. Sie als Nutzer erhalten auf Antrag Ihrerseits kostenlose Auskunft dar-
über, welche personenbezogenen Daten über Sie gespeichert wurden. So-
fern Ihr Wunsch nicht mit einer gesetzlichen Pflicht zur Aufbewahrung von 
Daten (z. B. Vorratsdatenspeicherung) kollidiert, haben Sie ein Anrecht auf 
Berichtigung falscher Daten und auf die Sperrung oder Löschung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten. Ferner möchten wir klarstellen, dass Sie jederzeit 
der Erhebung und Verwendung Ihrer Daten widersprechen können. Eben-
falls können Sie unproblematisch durch eine Mail an unsere Kanzlei der wei-
teren Zusendung unseres Newsletters widersprechen.  
 
 
 
 


